Gesetz- und Verordnungsblatt
fiir das Land Brandenburg

Teil II — Verordnungen

27. Jahrgang Potsdam, den 27. Juli 2016 Nummer 39

Verordnung iiber die Ausbildung und Priifung fiir die Laufbahn
des gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienstes
im Land Brandenburg

(Ausbildungs- und Priifungsordnung gehobener Dienst — APOgD)

Vom 20. Juli 2016

Auf Grund des § 26 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes vom 3. April 2009 (GVBI. I S. 26), der durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Dezember 2013 (GVBI. I Nr. 36) geéndert worden ist, verordnet der Minister des
Innern und fiir Kommunales im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen:
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Abschnitt 1
Allgemeine Regelungen
§1
Geltungsbereich

Diese Verordnung regelt die Ausbildung und Priifung fiir die Laufbahn des gehobenen allgemeinen Verwaltungs-
dienstes im Land Brandenburg an der Technischen Hochschule Wildau.

§2
Einstellungsbehorden

Einstellungsbehérden im Sinne dieser Verordnung sind:
1. fiir die Landesverwaltung das fiir Inneres zustdndige Ministerium und
2. fir die Verwaltung der Gemeinden und Gemeindeverbéande

a)  die Landkreise,

b)  die kreisfreien Stédte,

c¢) die amtsfreien kreisangehdrigen Gemeinden,

d)  die Amter sowie
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e) die kommunalen Zweckverbiande, denen die Dienstherrnféhigkeit aufgrund des Artikels 3 Satz 1 des Ge-
setzes zur rechtlichen Stabilisierung der Zweckverbénde fiir Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung
und zur Anderung des Gesetzes iiber kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg vom 6. Juli
1998 (GVBI. I S. 162) zusteht.

§3

Bewerbung
(1) Bewerbungen fiir die Ausbildung im Sinne von § 1 sind an die Einstellungsbehérde zu richten.

(2) Die Einstellungsbehorde kann verlangen, dass der Bewerbung insbesondere folgende Nachweise und Unter-
lagen beizufiigen sind:

1.  ecin Lebenslauf,

2. der Nachweis einer Hochschulzugangsberechtigung im Sinne des Brandenburgischen Hochschulgesetzes
vom 28. April 2014 (GVBL. I Nr. 18), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Juli 2015 (GVBL. I Nr. 18) ge-
andert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

3. Nachweise iiber etwaige berufliche Téatigkeiten und Priifungen und

4.  eine Einverstindniserkldrung der gesetzlichen Vertretung, falls die sich bewerbende Person nicht volljéhrig ist.

(3) Die Einstellungsbehorde kann die Beibringung der in Absatz 2 genannten Unterlagen auf elektronischem Weg

fordern. Sie kann die Teilnahme am Auswahlverfahren nach § 5 davon abhéngig machen, dass die einzureichenden
Unterlagen fristgerecht und vollstidndig beigebracht werden.

§4

Zulassung zur Ausbildung
(1)  Zur Ausbildung kann zugelassen werden, wer
1. im Auswahlverfahren nach § 5 ausgewihlt worden ist,
2. eine Hochschulzugangsberechtigung im Sinne des Brandenburgischen Hochschulgesetzes besitzt und
3. die personlichen Voraussetzungen fiir die Berufung in das Beamtenverhéltnis erfiillt.

(2) Zur Ausbildung kann auch zugelassen werden, wer die Voraussetzung nach Absatz 1 Nummer 2 erst zum Zeit-
punkt der Einstellung in den Vorbereitungsdienst erfiillen wird.

(3) Die Entscheidung iiber die Zulassung zur Ausbildung trifft die jeweilige Einstellungsbehorde fiir ihren Bereich.
Sie kann die Zulassung auf Inhaberinnen und Inhaber bestimmter Hochschulzugangsberechtigungen im Sinne des
Brandenburgischen Hochschulgesetzes beschrianken.

§5

Auswahlverfahren

(1)  Vor der Entscheidung tiber die Zulassung zur Ausbildung wird in einem Auswahlverfahren festgestellt, ob die
Bewerberinnen und Bewerber aufgrund ihrer Kenntnisse, Fahigkeiten und personlichen Eigenschaften fiir die Ein-
stellung in den Vorbereitungsdienst des gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienstes im Land Brandenburg geeignet
sind.

(2) Dem Auswahlverfahren nach Absatz 1 kann eine Vorauswahl vorausgehen, die sich an der Eignung der Be-
werberinnen und Bewerber zu orientieren hat. Die Einstellungsbehérde kann die Vorauswahl nach Satz 1 insbeson-
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dere auf der Grundlage der Durchschnittsnote des letzten Schul- oder Berufsschulzeugnisses oder der letzten beiden
Schul- oder Berufsschulzeugnisse oder auf der Grundlage der Noten einzelner Facher des letzten Schul- oder Berufs-
schulzeugnisses treffen. Hierzu kann sie die Beibringung des letzten Schul- oder Berufsschulzeugnisses oder der
letzten beiden Schul- oder Berufsschulzeugnisse verlangen.

(3) Das Auswahlverfahren bestimmt die jeweilige Einstellungsbehdrde fiir ihren Bereich. Sie hat fiir Bewerbe-
rinnen und Bewerber desselben Einstellungstermins das gleiche Auswahlverfahren anzuwenden.

(4) Wer nicht zum Auswahlverfahren zugelassen wird oder im Auswahlverfahren erfolglos bleibt, ist spétestens
einen Monat vor dem Einstellungsdatum schriftlich zu benachrichtigen.

§6

Einstellung in den Vorbereitungsdienst

(1) Die jeweilige Einstellungsbehdrde entscheidet unter Beriicksichtigung des Ergebnisses des Auswahlverfahrens
nach § 5 iiber die Einstellung der Bewerberinnen und Bewerber in den Vorbereitungsdienst.

(2) Vor der Einstellung in den Vorbereitungsdienst miissen folgende Unterlagen vorliegen:

1.  eine Geburtsurkunde,

2. ein amtsérztliches Gesundheitszeugnis,

3. eine Erklarung iiber etwaige Bestrafungen oder anhéngige Ermittlungs- oder Strafverfahren und
4.  ein behordliches Fiihrungszeugnis.

(3) Die ausgewidhlten Bewerberinnen und Bewerber werden in der Regel zum 1. September des jeweiligen Kalen-
derjahres eingestellt.

§7

Dauer des Vorbereitungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst umfasst die Ausbildung und die Priifung und dauert in der Regel drei Jahre und sechs
Monate.

(2) Der Vorbereitungsdienst kann durch Anrechnung von Zeiten verkiirzt werden, die die Bewerberin oder der
Bewerber bereits bei einem anderen Dienstherrn in einem gleichwertigen Vorbereitungsdienst fiir den allgemeinen
Verwaltungsdienst abgeleistet hat. Die Entscheidung iiber die Anrechnung von Zeiten nach Satz 1 trifft die Lauf-
bahnordnungsbehdrde. Die Anrechnung von Studien- oder Priifungsleistungen sowie auB3erhalb des Hochschulwesens
erworbenen Kenntnissen richtet sich nach den entsprechenden Bestimmungen des Brandenburgischen Hochschul-
gesetzes. Erfolgt eine Anrechnung im Sinne des Satzes 1 oder des Satzes 3, entscheidet die Laufbahnordnungsbe-
horde iiber die Verwendung der oder des Studierenden wahrend der aufgrund der Anrechnung frei werdenden Stu-
dienzeiten. Eine Verkiirzung des Vorbereitungsdienstes erfolgt um lidngstens sechs Monate und ist unzuléssig, wenn
das Erreichen des Ausbildungsziels gefahrdet erscheint. Die Kiirzung von Studienzeiten im Fall eines Aufstiegs
richtet sich nach § 20.

(3) Wird die Ausbildung wegen Krankheit oder aus anderen zwingenden Griinden unterbrochen, kénnen Aus-
bildungsabschnitte gekiirzt oder verlangert und Abweichungen vom Studien- und Ausbildungsplan zugelassen wer-
den, um eine zielgerichtete Fortsetzung des Vorbereitungsdienstes zu ermdglichen.

(4) Der Vorbereitungsdienst ist im Einzelfall zu verldngern, wenn die Ausbildung

1. wegen einer linger als sechs Wochen andauernden Krankheit,
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2. wegen eines Beschiftigungsverbots nach den §§ 3 und 4 des Mutterschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 20. Juni 2002 (BGBL. I S. 2318), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012
(BGBI. I S. 2246) gedndert worden ist,

3. wegen einer Elternzeit nach den §§ 15 und 16 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBI. I S. 33) oder

4. aus anderen zwingenden Griinden
unterbrochen wurde und die zielgerichtete Fortsetzung des Vorbereitungsdienstes nicht gewéhrleistet ist.

(5) Der Vorbereitungsdienst kann in den Féllen des Absatzes 4 Nummer 1 und 4 hochstens zweimal und bis zu
insgesamt nicht mehr als 24 Monaten verldngert werden. Die oder der Betroffene ist vorher anzuhoren. In begriin-
deten Einzelfillen konnen Ausnahmen von Satz 1 zugelassen werden, wenn die Versagung einer weiteren Verlidnge-
rung eine unbillige Hérte darstellen wiirde.

(6) Entscheidungen nach den Absitzen 3 bis 5 trifft die Laufbahnordnungsbehorde.

(7) Bei Nichtbestehen von Priifungsleistungen richtet sich die Verliangerung des Vorbereitungsdienstes nach § 27.

§8

Rechtsstellung und Pflichten wiihrend des Vorbereitungsdienstes, Urlaub

(1) Die im Rahmen des Auswahlverfahrens nach § 5 ausgewihlten Bewerberinnen und Bewerber werden unter
Berufung in das Beamtenverhiltnis auf Widerruf in den Vorbereitungsdienst eingestellt. Sie fithren die Dienst-
bezeichnung ,,Inspektoranwérterin“ oder ,,Inspektoranwérter mit dem fiir den Dienstherrn mafigeblichen Zusatz.

(2) Die Einstellungsbehorde kann abweichend von Absatz 1 die Ausbildung im Sinne des § 1 auBerhalb eines Vor-
bereitungsdienstes durchfiihren. Sie kann hierzu mit der ausgewahlten Bewerberin oder dem ausgewahlten Bewerber
einen Vertrag fiir das Studium im Beschéftigungsverhéltnis abschlief3en.

(3) Wihrend des Vorbereitungsdienstes unterstehen die ausgewahlten Bewerberinnen und Bewerber der Dienstauf-
sicht der Einstellungsbehorde.

(4) Die ausgewdhlten Bewerberinnen und Bewerber sind zur Teilnahme an sdmtlichen Lehrveranstaltungen des
Studiengangs ,,Offentliche Verwaltung Brandenburg®™ an der Technischen Hochschule Wildau und an sonstigen von
ihrem Dienstherrn bestimmten Veranstaltungen verpflichtet. Sie sind ferner zur Ablegung der vorgesehenen Modul-
priifungen sowie zu eigenverantwortlichem Selbststudium verpflichtet. Erholungsurlaub ist grundsétzlich in der
lehrveranstaltungsfreien Studienzeit in Anspruch zu nehmen und soll drei zusammenhingende Wochen nicht iiber-
schreiten. Priifungszeiten stehen Vorlesungszeiten gleich.

(5) Das Beamtenverhiltnis auf Widerruf endet mit dem Ablauf des Tages, an dem
1. das Bestehen oder
2. das endgiiltige Nichtbestehen der Bachelor-Priifung gemaf3 § 10

bekannt gegeben worden ist. Im Fall von Satz 1 Nummer 1 endet das Beamtenverhiltnis jedoch frithestens nach
Ablauf der flir den Vorbereitungsdienst im Allgemeinen oder im Einzelfall festgesetzten Zeit.
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Abschnitt 2

Ausbildung

§9
Ziel der Ausbildung

Ziel der Ausbildung im Sinne des § 1 ist es, die Befahigung fiir die Laufbahn des gehobenen allgemeinen Ver-
waltungsdienstes im Land Brandenburg zu vermitteln.

§ 10
Gliederung der Ausbildung, Studium

(1) Die Ausbildung gliedert sich in eine Einfilhrungsphase in der Landes- oder Kommunalverwaltung und ein
duales Bachelor-Studium ,,Offentliche Verwaltung Brandenburg® an der Technischen Hochschule Wildau.

(2) Die Einfiihrungsphase nach Absatz 1 soll den ausgewihlten Bewerberinnen und Bewerbern einen Uberblick
iiber die Strukturen und Verwaltungsabldufe in der 6ffentlichen Verwaltung des Landes Brandenburg verschaffen.

(3) Das Bachelor-Studium nach Absatz 1 umfasst sieben Studienhalbjahre und wird in folgenden Abschnitten
durchgefiihrt:

1. fachwissenschaftliches Grundlagenstudium (1. bis 3. Studienhalbjahr),
2. Praktikum I und II (4. Studienhalbjahr),

3. fachwissenschaftliches Vertiefungsstudium und Wahlpflichtstudium (5. und erste Hélfte 6. Studienhalbjahr)
und

4. Praktikum III und IV, Bachelorarbeit, miindliche Abschlusspriifung (zweite Hélfte 6. Studienhalbjahr und
7. Studienhalbjahr).

(4) Fachwissenschaftliche und berufspraktische Studienzeiten (Praktikum I bis IV) bilden eine Einheit.

(5) Mit dem erfolgreichen Abschluss des Studiums ,,Offentliche Verwaltung Brandenburg“ erwerben die Stu-
dierenden, unabhéngig vom Status als Beamtin oder Beamter auf Widerruf, den akademischen Grad ,,Bachelor of
Laws (LL.B.)* und die Laufbahnbefédhigung fiir den gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienst im Land Branden-
burg.

§11
Module, Leistungspunkte

(1) Das Studium nach § 10 Absatz 1 gliedert sich in thematisch und zeitlich abgeschlossene Studieneinheiten
(Module), die sich aus verschiedenen Lehr- und Lernformen zusammensetzen kdnnen. Module schlieBen mit einer
studienbegleitenden Modulpriifung in Form eines Leistungsnachweises nach § 17 Absatz 2 Satz 1 ab.

(2) Fiir Module, deren Priifungen bestanden wurden, werden Leistungspunkte nach dem Européischen System zur
Ubertragung und Akkumulierung von Studienleistungen (ECTS) vergeben. Die Anzahl der Leistungspunkte, die fiir
bestandene Modulpriifungen erreicht werden konnen, sind von der Hochschule durch Satzung festzulegen.

(3) Waihrend des gesamten Studiums sind insgesamt 210 Leistungspunkte nach dem ECTS zu erreichen. Mit den
Leistungspunkten ist keine qualitative Bewertung der Studienleistungen verbunden.
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§12
Grundsitze des fachwissenschaftlichen Studiums
(1) Die Lerninhalte der fachwissenschaftlichen Studienabschnitte sind nach wissenschaftlichen Erkenntnissen und
Methoden anwendungsorientiert auf dem aktuellen Stand des Fachs zu vermitteln. Die Lehrveranstaltungen sollen in
jedem Fachgebiet aktuelle Beziige zur Verwaltungspraxis im Land Brandenburg aufweisen.
(2) Unbeschadet der Regelung des § 26 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes regelt die Hochschule das Nahere
zum Inhalt und Ablauf des fachwissenschaftlichen Studiums unter Beachtung der Bestimmungen dieser Verordnung

durch Satzung im Einvernehmen mit dem fiir Inneres zustdndigen Ministerium. Den kommunalen Spitzenverbidnden
wird die Moglichkeit zur Stellungnahme gegeben.

§13

Inhalt des fachwissenschaftlichen Studiums

(1) Die Lehrveranstaltungen an der Hochschule umfassen Studieninhalte aus den Fachgebieten Rechtswissen-
schaften, Wirtschaftswissenschaften sowie Sozial- und Verwaltungswissenschaften.

(2) Die Studieninhalte aus dem Fachgebiet Rechtswissenschaften umfassen insbesondere folgende Schwerpunkte:
1. allgemeines und besonderes Verwaltungsrecht,

2. Verfassungsrecht,

3. Grundlagen des Privatrechts und

4. Grundlagen des Europarechts.

(3) Die Studieninhalte aus dem Fachgebiet Wirtschaftswissenschaften umfassen insbesondere folgende Schwer-
punkte:

1. Verwaltungsbetriebswirtschaft und
2. offentliche Finanzwirtschaft.

(4) Die Studieninhalte aus dem Fachgebiet Sozial- und Verwaltungswissenschaften umfassen insbesondere fol-
gende Schwerpunkte:

1. Verwaltungslehre,
2. Soziologie und
3. Politologie.

(5) Die Hochschule hat in den Lehrveranstaltungen der in Absatz 1 genannten Fachgebiete in hinreichendem Um-
fang die Besonderheiten der Kommunalverwaltung zu beriicksichtigen, sofern thematische Beziige zu den in den
Absétzen 2 bis 4 genannten Schwerpunkten vorhanden sind.

§ 14
Wabhlpflichtstudium

(1) Fiir das sechste Studienhalbjahr haben die Studierenden fiinf Wahlpflichtmodule zu wéhlen, wobei jeweils
mindestens ein Wahlpflichtmodul aus den Fachgebieten Rechtswissenschaften, Wirtschaftswissenschaften sowie
Sozial- und Verwaltungswissenschaften auszuwéhlen ist. Wahlpflichtmodule sollen der Vertiefung bereits vorhan-
dener und der Vermittlung neuer Kenntnisse und Féahigkeiten dienen. Die Wahlmdglichkeit kann durch Vorgaben der
jeweiligen Einstellungsbehorde beschrankt werden.
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(2) § 12 Absatz 2 gilt fiir das Wahlpflichtstudium entsprechend.

§15

Grundsitze der berufspraktischen Studienzeiten

(1) Die berufspraktischen Studienzeiten sollen berufliche Kenntnisse und Erfahrungen vermitteln. Die Studie-
renden sollen wéhrend der Praxisphasen die wihrend des fachwissenschaftlichen Studiums erworbenen Kenntnisse
vertiefen und insbesondere lernen, diese in der Praxis anzuwenden. Die praktischen Unterweisungen in den Aus-
bildungsstellen sollen systematisch und didaktisch effektiv auf die Inhalte des fachwissenschaftlichen Studiums
abgestimmt sein.

(2) § 12 Absatz 2 gilt fiir die berufspraktischen Studienzeiten entsprechend.

§16

Ablauf der berufspraktischen Studienzeiten, Ausbildungsstellen

(1) Die berufspraktischen Studienzeiten gliedern sich in vier jeweils drei Monate dauernde Praxisabschnitte, die
wahlweise in folgenden Bereichen der 6ffentlichen Verwaltung des Landes Brandenburg absolviert werden kdnnen:

1. Eingriffsverwaltung,

2. Leistungsverwaltung,

3. Querschnittsverwaltung,
4.  Sonstige Fachverwaltung.

Jeweils mindestens ein Praxisabschnitt ist in der Eingriffs- oder der Leistungsverwaltung und ein weiterer in der
Querschnittsverwaltung abzuleisten; diese Praxisabschnitte sollen wihrend des vierten Studienhalbjahrs (Praktikum
I und II) absolviert werden. Studierende, die von der Einstellungsbehorde nach § 2 Nummer 1 zur Ausbildung zu-
gelassen worden sind, haben die Praxisabschnitte im Sinne des Satzes 1 in verschiedenen Geschiftsbereichen und auf
unterschiedlichen Stufen der Landesverwaltung abzuleisten; mindestens ein Praxisabschnitt ist in der Kommunal-
verwaltung abzuleisten.

(2) Studierende, die von einer der Einstellungsbehorden im Sinne des § 2 Nummer 2 zur Ausbildung zugelassen
worden sind, sollen einen Praxisabschnitt im Bereich der Landesverwaltung absolvieren.

(3) Die Einstellungsbehorde kann zulassen, dass ein Praxisabschnitt in einer bundesdeutschen oder auslédndischen
Verwaltung, in der Privatwirtschaft oder bei Verbanden absolviert wird. Bei Ableistung eines Praxisabschnitts aufler-
halb der 6ffentlichen Verwaltung des Landes Brandenburg muss die in der jeweiligen Ausbildungsstelle stattfindende
Ausbildung einen unmittelbaren Bezug zur 6ffentlichen Verwaltung aufweisen und die Vergleichbarkeit der Leis-
tungsbewertung mit Ausbildungsstellen in der 6ffentlichen Verwaltung des Landes Brandenburg gegeben sein.
Absatz 5 gilt entsprechend.

(4) Die Zuweisung zu den Ausbildungsstellen erfolgt auf Antrag der Studierenden durch die Einstellungsbehorde.

(5) Die praktischen Unterweisungen in den Ausbildungsstellen erfolgen durch Ausbilderinnen und Ausbilder, die
mindestens iiber einen Bachelor- oder einen gleichwertigen Abschluss sowie eine Ausbildungszertifizierung verfiigen
miissen. Die Ausbildungszertifizierung nach Satz 1 wird im Rahmen eines Lehrgangs an der Technischen Hochschule
Wildau erworben.

(6) Zur Ergidnzung der berufspraktischen Studienzeiten konnen praxisbegleitende Arbeitsgemeinschaften eingerich-
tet werden. Sie dienen der Ergdnzung der praktischen Unterweisungen in den Ausbildungsstellen.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil II - Nr. 39 vom 27. Juli 2016

§17

Leistungsnachweise und Bewertungen wihrend des fachwissenschaftlichen Studiums

(1) Leistungsnachweise sollen die fachliche Qualifikation, die Eigeninitiative sowie die schriftliche und miindliche
Ausdrucksfahigkeit darstellen. Die Benotung der Leistungsnachweise soll den Leistungsstand der Studierenden zum
Priifungszeitpunkt zuverlédssig und vergleichbar abbilden.

(2) Als Formen der Leistungsnachweise kommen insbesondere Klausuren, Hausarbeiten, Aktenvortrége, Referate,
Fallbearbeitungen, Projektleistungen, Praxisberichte und miindliche Priifungen in Betracht. Aus den in § 13 Absatz 1
genannten Fachgebieten sollen mindestens drei Klausuren mit einer Bearbeitungszeit von jeweils mindestens vier
Stunden gestellt werden. Mindestens eine dieser Klausuren muss einen rechtswissenschaftlichen Schwerpunkt und
die Form einer juristischen Fallbearbeitung aufweisen. Mindestens ein Modul muss mit einer miindlichen Priifung in
einem der in § 13 Absatz 1 genannten Fachgebiete abschlieB3en.

(3) Die Leistungsnachweise sind mit folgenden Noten und den zu ihrer Differenzierung vorgesehenen Zwischen-
noten zu bewerten:

sehr gut (1,0) = HERVORRAGEND - ausgezeichnete Leistungen und nur wenige un-
bedeutende Fehler,
sehr gut (1,3) =  SEHR GUT - iiberdurchschnittliche Leistungen, aber einige Fehler,

gut (1,7 oder 2,0 oder 2,3) GUT - insgesamt gute und solide Arbeit, jedoch mit einigen grund-

legenden Fehlern,

befriedigend (2,7 oder 3,0 oder 3,3)

BEFRIEDIGEND — mittelméBig, jedoch mit deutlichen Méangeln,

ausreichend (3,7 oder 4,0) AUSREICHEND - die gezeigten Leistungen entsprechen den Mindest-

anforderungen und

nicht ausreichend (5,0) NICHT AUSREICHEND - es sind Verbesserungen erforderlich, bevor

die Leistungen anerkannt werden kénnen.
Andere Noten oder Zwischennoten diirfen nicht vergeben werden.

(4) § 12 Absatz 2 gilt fiir die von den Studierenden zu erbringenden Leistungsnachweise sowie die Bewertungen
wihrend des fachwissenschaftlichen Studiums entsprechend.

§18

Praktische Arbeiten und Bewertungen wihrend der berufspraktischen Studienzeiten

(1) Die Studierenden haben wihrend der berufspraktischen Studienzeiten in den Ausbildungsbehdrden viel-
schichtige Verwaltungsvorgénge unter Anwendung der in Betracht kommenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften
sowie unter Beriicksichtigung fachlicher, betriebswirtschaftlicher und politischer Gesichtspunkte bis zur Ent-
scheidungsreife zu bearbeiten.

(2) Uber die Studierenden ist bei Beendigung eines jeden Praxisabschnitts von der jeweiligen Ausbilderin oder dem
jeweiligen Ausbilder eine Beurteilung iiber die Praxisleistung abzugeben. Diese muss erkennen lassen, ob das Ziel
des jeweiligen Praxisabschnitts erreicht wurde. Sie ist mit der oder dem Studierenden zu besprechen. Fiir die Be-
notung der Praxisleistung gilt § 17 Absatz 3 entsprechend. Ist zu erwarten, dass die Leistungen in einem Praxis-
abschnitt mit ,,nicht ausreichend” (5,0) zu bewerten sind, soll die oder der Studierende spétestens sechs Wochen vor
dem Ende dieser Zeit auf ihren oder seinen Leistungsstand und die sich daraus ergebenden Folgen hingewiesen
werden.

(3) Zum Abschluss eines jeden Praxisabschnitts haben die Studierenden jeweils einen Leistungsnachweis in Form
eines Praxisberichts und einer Praxispriasentation zu erbringen. Fiir die Benotung dieser Leistungsnachweise gilt § 17
Absatz 3 entsprechend. Die Abnahme und Bewertung der Praxisprisentation erfolgt durch die Technische Hoch-
schule Wildau, die Bewertung des Praxisberichts erfolgt durch die ausbildende Person.
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(4) Aus dem Praxisbericht, der Praxisprasentation und der Beurteilung iiber die Praxisleistung ist eine Gesamtnote
fiir jeden Praxisabschnitt zu bilden. Die Gesamtnote errechnet sich zu jeweils gleichen Teilen aus den Noten der in
Satz 1 genannten Teilleistungen.

(5) § 12 Absatz 2 gilt fiir die praktischen Arbeiten und Bewertungen wéhrend der berufspraktischen Studienzeiten
entsprechend.

Abschnitt 3

Aufstieg

§19

Aufstiegsstudium

(1) Beamtinnen und Beamte des mittleren allgemeinen Verwaltungsdienstes, die zum Regelaufstieg in die Lauf-
bahn des gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienstes zugelassen worden sind, nehmen gemeinsam mit den Studie-
renden an der Ausbildung im Sinne des § 1 teil.

(2) Sind studienbegleitende Modulpriifungen, die Bachelor-Thesis oder die miindliche Abschlusspriifung endgiiltig
nicht bestanden, endet die Aufstiegsausbildung mit dem Tag der Bekanntgabe des Priifungsergebnisses.

(3) Nach bestandenem Aufstiegsstudium bleiben die Beamtinnen und Beamten bis zur Verleihung eines Amtes des
gehobenen Dienstes in ihrer bisherigen Rechtsstellung.

§20

Kiirzung von Studienzeiten

(1) Fachwissenschaftliche und berufspraktische Studienzeiten konnen um insgesamt sechs Monate gekiirzt werden,
sofern die Beamtinnen und Beamten wéhrend ihrer bisherigen Tétigkeit schon einen Teil der Kenntnisse erworben
haben, die fiir die neue Laufbahn gefordert werden. Kiirzungen sind nur zuldssig, wenn das Erreichen des Aus-
bildungsziels nicht gefdhrdet erscheint. Die Entscheidung iiber die Kiirzung von Studienzeiten trifft die Laufbahn-
ordnungsbehorde.

(2) Bei Kiirzungen nach Absatz 1 kdnnen Abweichungen vom Studien- oder Ausbildungsplan zugelassen werden.
Zusammenhédngende Teile des fachwissenschaftlichen Studiums und der berufspraktischen Studienzeiten sollen
grundsétzlich ungekiirzt durchlaufen werden.

Abschnitt 4

Priifungen, Laufbahnbefihigung

§21

Aufgaben des Priifungsausschusses

(1) Die Organisation und Durchfiihrung des Priifungsverfahrens im Studiengang ,,Offentliche Verwaltung Bran-
denburg® obliegt dem Priifungsausschuss des Fachbereichs der Technischen Hochschule Wildau, dem der Studien-
gang angegliedert ist, in Abstimmung mit der Laufbahnordnungsbehdrde. Vertreterinnen oder Vertreter der Lauf-
bahnordnungsbehdrde haben das Recht, an Sitzungen des Priifungsausschusses, die den Studiengang ,,Offentliche
Verwaltung Brandenburg* betreffen, teilzunehmen; sie haben Rede- und Antragsrecht und sind iiber den Studiengang
betreffende Beschliisse des Priifungsausschusses unverziiglich zu informieren. Erachten die Vertreterinnen oder
Vertreter der Laufbahnordnungsbehorde Beschliisse des Priifungsausschusses, die den Studiengang ,,Offentliche
Verwaltung Brandenburg®™ betreffen, fiir rechtswidrig, koénnen sie diese beanstanden; die Beanstandung hat auf-
schiebende Wirkung.
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(2) Der Priifungsausschuss bestellt die Priiferinnen und Priifer. Zur Priiferin oder zum Priifer kann bestellt werden,
wer das betreffende Modul oder das Priifungsfach hauptberuflich an der Hochschule lehrt oder mindestens die durch
die Priifung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt. Professorinnen und Professoren kénnen fiir
alle Priifungen ihres Fachgebiets zu Priifenden bestellt werden. Akademische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und
Lehrbeauftragte konnen fiir den in ihren Lehrveranstaltungen dargebotenen Priifungsstoff zu Priifenden bestellt wer-
den. Zu Priifenden konnen auch Personen anderer Fachbereiche der Technischen Hochschule Wildau oder einer
anderen Hochschule sowie fachlich geeignete Bedienstete der Landesverwaltung bestellt werden, sofern sie min-
destens die durch die Priifung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen.

(3) Die Mitglieder des Priifungsausschusses sind zur Verschwiegenheit iiber alle Angelegenheiten des Priifungs-
verfahrens verpflichtet.

§22

Aufgaben und Zusammensetzung der Priifungskommissionen

(1) Der Priifungsausschuss setzt Priifungskommissionen ein, die die miindliche Abschlusspriifung im Sinne des
§ 24 abnehmen.

(2) Den Vorsitz der Kommission fiihrt jeweils ein vom Priifungsausschuss bestelltes Mitglied aus der Gruppe der
Professorinnen und Professoren des Fachbereichs der Technischen Hochschule Wildau, dem der Studiengang
,,Offentliche Verwaltung Brandenburg* angegliedert ist.

(3) Jede Priifungskommission besteht aus:
1.  der oder dem Vorsitzenden,

2. einer weiteren Priiferin oder einem weiteren Priifer des Fachbereichs der Technischen Hochschule Wildau, dem
der Studiengang angegliedert ist, und

3. einer Beamtin oder einem Beamten mit mindestens der Befdhigung fiir die Laufbahn des gehobenen allgemei-
nen Verwaltungsdienstes oder einer oder einem Tarifbeschéftigten mit entsprechender Qualifikation.

Den Vorsitz fithrt eine Hochschullehrerin oder ein Hochschullehrer. Eine Priiferin oder ein Priifer soll Betreuerin
oder Betreuer der Bachelor-Thesis sein.

(4) Die Priifer einigen sich auf eine Note fiir jeden Priifungsabschnitt. Kénnen sich die Priifer ausnahmsweise nicht
einigen, wird das arithmetische Mittel gebildet.

(5) Die Mitglieder der Priifungskommission sind bei der Beurteilung von Priifungsleistungen den allgemein giil-
tigen BewertungsmafBstédben unterworfen; sie sind nicht an Weisungen gebunden. Sie sind zur Verschwiegenheit iiber
alle mit der Priifung zusammenhéingenden Vorginge und Beratungen verpflichtet.

§23

Bachelor-Thesis

(1) Die Studierenden haben am Ende des Studiums eine schriftliche Priifungsarbeit (Bachelor-Thesis) zu erstellen,
mit der sie ihre Befdhigung nachweisen, in einer vorgegebenen Frist eine fiir die Studienziele relevante Problem-
stellung unter enger Verkniipfung der theoretisch und praktisch erworbenen Kenntnisse mit wissenschaftlichen
Methoden selbststandig zu bearbeiten. Das Thema der Arbeit wird von der oder dem vom Priifungsausschuss be-
stimmten Erstpriifenden festgelegt. Die oder der Studierende hat die Moglichkeit, ein Thema ihrer oder seiner Wahl
vorzuschlagen. Es soll einen unmittelbaren Bezug zu den von der oder dem Studierenden abgeleisteten berufsprak-
tischen Studienzeiten aufweisen.

(2) Mit der Bachelor-Thesis haben die Studierenden eine schriftliche Erkldrung dariiber abzugeben, dass die
Bachelor-Thesis selbststidndig verfasst wurde, nur die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt und alle Stellen
der Arbeit, die wortlich oder sinngemédfl aus anderen Quellen iibernommen wurden, als solche kenntlich gemacht
wurden und die Bachelor-Thesis in gleicher oder &hnlicher Form noch keiner Priifungsbehorde vorgelegt worden ist.
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Fiir die Bachelor-Thesis ist die Note ,,nicht ausreichend* (5,0) zu erteilen, wenn die oder der Studierende eine falsche
schriftliche Erklarung abgegeben hat.

(3) Die Bearbeitungszeit fiir die Bachelor-Thesis betrdgt neun Wochen.

§24
Miindliche Abschlusspriifung

(1) Das Bachelor-Studium schliet mit einer miindlichen Abschlusspriifung ab. Sie besteht aus:

1. einer miindlichen Priifung mit Bezug zur Bachelor-Thesis,

2. einer miindlichen Priifung mit Bezug zu einem gewdhlten theoretischen Wahlpflichtmodul und

3. einer miindlichen Priifung mit Bezug zu den berufspraktischen Studienzeiten der oder des Studierenden.

(2) Zur miindlichen Abschlusspriifung wird zugelassen, wer die Modulpriifungen an der Hochschule, die berufs-
praktischen Studienzeiten und die Bachelor-Thesis mindestens mit der Note ,,ausreichend* (4,0) bestanden hat.

(3) Die Dauer der Priifung soll fiir jede Studierende und jeden Studierenden insgesamt 60 Minuten betragen.

(4) Die Prifung wird im Regelfall als Einzelpriifung durchgefiihrt. Die miindliche Priifung mit Bezug zur
Bachelor-Thesis soll die Hélfte der Priifungszeit dauern. Die zweite Hélfte der Priifungszeit soll sich in etwa gleichen
Zeitanteilen auf die Priifungsbereiche nach Absatz 1 Nummer 2 und 3 verteilen.

(5) Die miindliche Abschlusspriifung ist bestanden, wenn in den Bestandteilen nach Absatz 1 jeweils mindestens
die Note ,,ausreichend* (4,0) erreicht wurde. Fiir die Berechnung der Note fiir die miindliche Abschlusspriifung gilt
folgende Gewichtung:

1.  miindliche Priifung mit Bezug zur Bachelor-Thesis: 50 Prozent,

2. miindliche Priifung mit Bezug zum gewéhlten theoretischen Wahlpflichtmodul: 25 Prozent und

3. mindliche Priifung mit Bezug zu den berufspraktischen Studienzeiten: 25 Prozent.

§25
Laufbahnpriifung

(1) Die Laufbahnpriifung besteht aus simtlichen Modulpriifungen, der Bachelor-Thesis und der miindlichen Ab-
schlusspriifung nach § 24.

(2) Die Laufbahnpriifung ist bestanden, wenn alle nach Absatz 1 vorgeschriebenen Priifungsteile mit mindestens
der Note ,,ausreichend” (4,0) bewertet wurden.

(3) Mit dem Bestehen der Laufbahnpriifung wird kein Rechtsanspruch auf Ubernahme in den &ffentlichen Dienst
erworben.

§ 26
Ergebnis der Laufbahnpriifung

Im Anschluss an die miindliche Abschlusspriifung nach § 24 ist die Gesamtnote vom Priifungsausschuss festzu-
stellen. Sie wird gebildet

1. zu 50 Prozent aus der Teilgesamtnote der fachwissenschaftlichen Module,
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2. zu 25 Prozent aus der Teilgesamtnote der berufspraktischen Module,
3. zu 15 Prozent aus der Note des schriftlichen Teils der Bachelor-Thesis und
4. zu 10 Prozent aus der Note der miindlichen Abschlusspriifung.

Die Teilgesamtnoten der fachwissenschaftlichen und der berufspraktischen Module errechnen sich als gewogenes
arithmetisches Mittel der Noten fiir die zugehdrigen Module, wobei die zugeordneten Leistungspunkte die Gewichte
darstellen. Bei den Teilgesamtnoten und bei der Gesamtnote wird eine zweite Dezimalstelle nicht beriicksichtigt.

Abschnitt 5

Gemeinsame Vorschriften

§27

Wiederholung von Priifungen

(1) Eine mit ,,nicht ausreichend (5,0) bewertete Modulpriifung, Teilpriifung einer Modulpriifung, Bachelor-Thesis
oder miindliche Abschlusspriifung darf innerhalb einer vom Priifungsausschuss festzusetzenden Frist einmal wieder-
holt werden. Das Néhere regelt die Hochschule. Das Studium verldngert sich um die Dauer der Wiederholungs-
priifung, ldngstens um sechs Monate.

(2) Die Laufbahnordnungsbehdrde kann in begriindeten Ausnahmeféllen eine zweite Wiederholung der in Absatz 1
Satz 1 genannten Priifungen zulassen, wenn ihre Versagung eine unbillige Hérte darstellen wiirde. Der Zulassungs-
antrag ist bei der Einstellungsbehdrde zu stellen, die den Antrag der Lautbahnordnungsbehdrde zuzuleiten hat; die
Einstellungsbehorde kann zu dem Antrag der oder des zu Priifenden schriftlich Stellung nehmen.

§28

Priifungserleichterungen

(1) Schwerbehinderten und gleichgestellten behinderten Studierenden im Sinne von § 2 Absatz 2 und 3 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch — Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen — (Artikel 1 des Gesetzes vom
19. Juni 2001, BGBLI. I S. 1046, 1047), das zuletzt durch Artikel 452 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. I
S. 1474) geédndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, sind bei den Priifungen auf Antrag die ihrer Be-
hinderung angemessenen Erleichterungen zu gewidhren. Die fachlichen Anforderungen diirfen nicht herabgesetzt
werden.

(2) Studierenden, die voriibergehend erheblich korperlich beeintriachtigt sind, kdnnen bei Modulpriifungen auf
Antrag angemessene Erleichterungen gewidhrt werden. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Antrige auf Priifungserleichterungen sind spétestens einen Monat vor Beginn der Modulpriifung bei dem Prii-
fungsausschuss einzureichen. Liegen die Voraussetzungen fiir die Gewéhrung einer Priifungserleichterung erst zu
einem spéteren Zeitpunkt vor, ist der Antrag unverziiglich zu stellen. Der Nachweis der Priifungsbehinderung ist
durch ein drztliches Zeugnis zu fiihren, das Angaben iiber Art und Form der notwendigen Priifungserleichterungen
enthalten muss. Der Priifungsausschuss kann bestimmen, dass ein amtsirztliches Zeugnis beizubringen ist.

§29

Fernbleiben, Riicktritt und Priifungsverlingerung

(1) Bleibt eine Studierende oder ein Studierender einer Modulpriifung oder Teilen derselben ohne Zustimmung des
Priifungsausschusses fern oder tritt sie oder er ohne Zustimmung des Priifungsausschusses von der Priifung oder
einem Teil von ihr zuriick, wird die Priifung oder der betreffende Teil mit der Note ,,nicht ausreichend (5,0) be-
wertet.
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(2) Stimmt der Priifungsausschuss dem Fernbleiben oder dem Riicktritt zu, gilt die Priifung oder der betreffende
Teil als nicht durchgefiihrt. Die Zustimmung darf nur erteilt werden, wenn wichtige Griinde vorliegen, insbesondere,
wenn die oder der Studierende aufgrund von Krankheit an der Priifung oder einem Priifungsteil nicht teilnehmen
kann. Die oder der Studierende hat das Vorliegen eines wichtigen Grundes unverziiglich gegeniiber der oder dem
Vorsitzenden des Priifungsausschusses geltend zu machen und nachzuweisen. Im Krankheitsfall ist ein drztliches
Zeugnis vorzulegen, aus dem sich die Priifungsunféhigkeit ergibt und das in der Regel nicht spéter als am Priifungs-
tag ausgestellt sein darf. Der Priifungsausschuss kann bestimmen, dass ein amtsérztliches Zeugnis beizubringen ist.
Der Krankheit einer oder eines Studierenden steht die Krankheit eines von ihr oder ihm zu versorgenden Kindes oder
die Pflege einer oder eines nahen Angehdrigen in einer kurzfristig auftretenden Pflegesituation gleich. In offensicht-
lichen Fillen kann auf die Vorlage eines drztlichen Zeugnisses verzichtet werden.

(3) Haben sich Studierende in Kenntnis einer gesundheitlichen Beeintrichtigung oder eines anderen Riicktritts-
grundes einer Modulpriifung unterzogen, kann ein nachtriaglicher Riicktritt von der bezeichneten Modulpriifung
wegen dieses Grundes nicht mehr genehmigt werden.

(4) Fiir Studierende, die mit Zustimmung des Priifungsausschusses einer Modulpriifung oder Teilen derselben
ferngeblieben oder davon zuriickgetreten sind, bestimmt der Priifungsausschuss eine Nachpriifung. Bereits abgelegte
Teile der Modulpriifung werden bei der Nachpriifung angerechnet. Eine nicht oder nicht vollstidndig abgelegte miind-
liche Priifung ist in vollem Umfang nachzuholen.

(5) Die Bearbeitungszeit fiir die Bachelor-Thesis verldngert sich auf Antrag um Zeiten, in denen die oder der
Studierende aus Griinden, die sie oder er nicht zu vertreten hat, an der Bearbeitung der Bachelor-Thesis gehindert
war. Der Nachweis iiber die Griinde der Verhinderung ist unverziiglich dem Priifungsausschuss vorzulegen. Im
Krankheitsfall ist ein drztliches Zeugnis vorzulegen, aus dem sich die Dienstunfihigkeit der oder des Studierenden
und die voraussichtliche Dauer ihrer oder seiner Erkrankung ergeben. Der Priifungsausschuss kann bestimmen, dass
ein amtsérztliches Zeugnis beizubringen ist. Absatz 2 Satz 6 gilt entsprechend.

§30

Unlauteres Verhalten im Priifungsverfahren

(1) Unternimmt es eine Studierende oder ein Studierender, das Ergebnis einer Modulpriifung durch Tauschung,
Mitfiihrung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, unzuldssige Hilfe Dritter oder durch Einwirkung auf den
Priifungsausschuss oder auf von diesem mit der Wahrnehmung von Priifungsangelegenheiten beauftragte Personen zu
beeinflussen, wird die betroffene Modulpriifung mit ,,nicht ausreichend“ (5,0) bewertet; Entsprechendes gilt, wenn
sie oder er den ordnungsgeméBen Verlauf einer Modulpriifung stort. In besonders schweren Féllen konnen Studie-
rende von der weiteren Teilnahme am Studium ausgeschlossen werden. Fiir die Bachelor-Thesis und die miindliche
Abschlusspriifung gelten die Sdtze 1 und 2 entsprechend.

(2) Entscheidungen nach Absatz 1 trifft der Priifungsausschuss; die oder der Studierende ist vorher anzuhoren. Bis
zur Entscheidung des Priifungsausschusses setzt die oder der Studierende die Modulpriifung fort, es sei denn, dass
nach der Entscheidung der oder des Aufsichtfithrenden ein vorldufiger Ausschluss zur ordnungsgemiflen Weiter-
fiihrung der Modulpriifung unerlésslich ist.

(3) Wird nachtriglich erkannt, dass eine der Voraussetzungen nach Absatz 1 vorlag, kann der Priifungsausschuss
eine bestandene Modulpriifung oder die Bachelor-Priifung fiir nicht bestanden erkldren. Das unrichtige
Bachelor-Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls neu auszustellen. Entscheidungen des Priifungsausschusses
nach den Sitzen 1 und 2 sind ausgeschlossen, wenn seit der Aushdndigung des Zeugnisses mehr als fiinf Jahre ver-
gangen sind.

§ 31
Ausbildungs- und Priifungsakten

Die Ausbildungsakten werden bei der Einstellungsbehorde gefiihrt. Die Priifungsakten werden bei der Hochschule
gefiihrt.
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Abschnitt 6

Schlussbestimmung

§32
Inkrafttreten, Aulerkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung iiber die Ausbildung
und Priifung fiir Laufbahnen des gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdienstes im Land Brandenburg vom

2. Januar 1996 (GVBI. II S. 22), die zuletzt durch Artikel 34 des Gesetzes vom 23. September 2008 (GVBI. I S. 202,
210) gedndert worden ist, auBer Kraft.

Potsdam, den 20. Juli 2016

Der Minister des Innern und fiir Kommunales

Karl-Heinz Schroter

Herausgeber: Ministerium der Justiz und fiir Europa und Verbraucherschutz
des Landes Brandenburg
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	(2) Dem Auswahlverfahren nach Absatz 1 kann eine Vorauswahl vorausgehen, die sich an der Eignung der Be-werberinnen und Bewerber zu orientieren hat. Die Einstellungsbehörde kann die Vorauswahl nach Satz 1 insbeson-dere auf der Grundlage der Durchschnittsnote des letzten Schul- oder Berufsschulzeugnisses oder der letzten beiden Schul- oder Berufsschulzeugnisse oder auf der Grundlage der Noten einzelner Fächer des letzten Schul- oder Berufsschulzeugnisses treffen. Hierzu kann sie die Beibringung des letzten Schul- oder Berufsschulzeugnisses oder der letzten beiden Schul- oder Berufsschulzeugnisse verlangen. 
	(3) Das Auswahlverfahren bestimmt die jeweilige Einstellungsbehörde für ihren Bereich. Sie hat für Bewerbe-rinnen und Bewerber desselben Einstellungstermins das gleiche Auswahlverfahren anzuwenden. 
	(4) Wer nicht zum Auswahlverfahren zugelassen wird oder im Auswahlverfahren erfolglos bleibt, ist spätestens einen Monat vor dem Einstellungsdatum schriftlich zu benachrichtigen. 
	(1) Die jeweilige Einstellungsbehörde entscheidet unter Berücksichtigung des Ergebnisses des Auswahlverfahrens nach § 5 über die Einstellung der Bewerberinnen und Bewerber in den Vorbereitungsdienst.
	(3) Die ausgewählten Bewerberinnen und Bewerber werden in der Regel zum 1. September des jeweiligen Kalen-derjahres eingestellt. 
	(1) Der Vorbereitungsdienst umfasst die Ausbildung und die Prüfung und dauert in der Regel drei Jahre und sechs Monate. 
	(2) Der Vorbereitungsdienst kann durch Anrechnung von Zeiten verkürzt werden, die die Bewerberin oder der Bewerber bereits bei einem anderen Dienstherrn in einem gleichwertigen Vorbereitungsdienst für den allgemeinen Verwaltungsdienst abgeleistet hat. Die Entscheidung über die Anrechnung von Zeiten nach Satz 1 trifft die Laufbahnordnungsbehörde. Die Anrechnung von Studien- oder Prüfungsleistungen sowie außerhalb des Hochschulwesens erworbenen Kenntnissen richtet sich nach den entsprechenden Bestimmungen des Brandenburgischen Hochschul-gesetzes. Erfolgt eine Anrechnung im Sinne des Satzes 1 oder des Satzes 3, entscheidet die Laufbahnordnungsbe-hörde über die Verwendung der oder des Studierenden während der aufgrund der Anrechnung frei werdenden Stu-dienzeiten. Eine Verkürzung des Vorbereitungsdienstes erfolgt um längstens sechs Monate und ist unzulässig, wenn das Erreichen des Ausbildungsziels gefährdet erscheint. Die Kürzung von Studienzeiten im Fall eines Aufstiegs richtet sich nach § 20. 
	(3) Wird die Ausbildung wegen Krankheit oder aus anderen zwingenden Gründen unterbrochen, können Aus-bildungsabschnitte gekürzt oder verlängert und Abweichungen vom Studien- und Ausbildungsplan zugelassen werden, um eine zielgerichtete Fortsetzung des Vorbereitungsdienstes zu ermöglichen. 
	2. wegen eines Beschäftigungsverbots nach den §§ 3 und 4 des Mutterschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-machung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2246) geändert worden ist, 
	3. wegen einer Elternzeit nach den §§ 15 und 16 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33) oder
	(5) Der Vorbereitungsdienst kann in den Fällen des Absatzes 4 Nummer 1 und 4 höchstens zweimal und bis zu insgesamt nicht mehr als 24 Monaten verlängert werden. Die oder der Betroffene ist vorher anzuhören. In begrün-deten Einzelfällen können Ausnahmen von Satz 1 zugelassen werden, wenn die Versagung einer weiteren Verlängerung eine unbillige Härte darstellen würde. 
	(6) Entscheidungen nach den Absätzen 3 bis 5 trifft die Laufbahnordnungsbehörde.
	(7) Bei Nichtbestehen von Prüfungsleistungen richtet sich die Verlängerung des Vorbereitungsdienstes nach § 27. 
	(1) Die im Rahmen des Auswahlverfahrens nach § 5 ausgewählten Bewerberinnen und Bewerber werden unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf in den Vorbereitungsdienst eingestellt. Sie führen die Dienst-bezeichnung „Inspektoranwärterin“ oder „Inspektoranwärter“ mit dem für den Dienstherrn maßgeblichen Zusatz.
	(2) Die Einstellungsbehörde kann abweichend von Absatz 1 die Ausbildung im Sinne des § 1 außerhalb eines Vor-bereitungsdienstes durchführen. Sie kann hierzu mit der ausgewählten Bewerberin oder dem ausgewählten Bewerber einen Vertrag für das Studium im Beschäftigungsverhältnis abschließen.
	(3) Während des Vorbereitungsdienstes unterstehen die ausgewählten Bewerberinnen und Bewerber der Dienstaufsicht der Einstellungsbehörde.
	(4) Die ausgewählten Bewerberinnen und Bewerber sind zur Teilnahme an sämtlichen Lehrveranstaltungen des Studiengangs „Öffentliche Verwaltung Brandenburg“ an der Technischen Hochschule Wildau und an sonstigen von ihrem Dienstherrn bestimmten Veranstaltungen verpflichtet. Sie sind ferner zur Ablegung der vorgesehenen Modulprüfungen sowie zu eigenverantwortlichem Selbststudium verpflichtet. Erholungsurlaub ist grundsätzlich in der lehrveranstaltungsfreien Studienzeit in Anspruch zu nehmen und soll drei zusammenhängende Wochen nicht überschreiten. Prüfungszeiten stehen Vorlesungszeiten gleich.
	bekannt gegeben worden ist. Im Fall von Satz 1 Nummer 1 endet das Beamtenverhältnis jedoch frühestens nach Ablauf der für den Vorbereitungsdienst im Allgemeinen oder im Einzelfall festgesetzten Zeit. 
	(1) Die Ausbildung gliedert sich in eine Einführungsphase in der Landes- oder Kommunalverwaltung und ein duales Bachelor-Studium „Öffentliche Verwaltung Brandenburg“ an der Technischen Hochschule Wildau.
	(2) Die Einführungsphase nach Absatz 1 soll den ausgewählten Bewerberinnen und Bewerbern einen Überblick über die Strukturen und Verwaltungsabläufe in der öffentlichen Verwaltung des Landes Brandenburg verschaffen.
	(5) Mit dem erfolgreichen Abschluss des Studiums „Öffentliche Verwaltung Brandenburg“ erwerben die Stu-dierenden, unabhängig vom Status als Beamtin oder Beamter auf Widerruf, den akademischen Grad „Bachelor of Laws (LL.B.)“ und die Laufbahnbefähigung für den gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienst im Land Brandenburg. 
	(1) Das Studium nach § 10 Absatz 1 gliedert sich in thematisch und zeitlich abgeschlossene Studieneinheiten (Module), die sich aus verschiedenen Lehr- und Lernformen zusammensetzen können. Module schließen mit einer studienbegleitenden Modulprüfung in Form eines Leistungsnachweises nach § 17 Absatz 2 Satz 1 ab. 
	(2) Für Module, deren Prüfungen bestanden wurden, werden Leistungspunkte nach dem Europäischen System zur Übertragung und Akkumulierung von Studienleistungen (ECTS) vergeben. Die Anzahl der Leistungspunkte, die für bestandene Modulprüfungen erreicht werden können, sind von der Hochschule durch Satzung festzulegen. 
	(3) Während des gesamten Studiums sind insgesamt 210 Leistungspunkte nach dem ECTS zu erreichen. Mit den Leistungspunkten ist keine qualitative Bewertung der Studienleistungen verbunden. 
	(1) Die Lerninhalte der fachwissenschaftlichen Studienabschnitte sind nach wissenschaftlichen Erkenntnissen und Methoden anwendungsorientiert auf dem aktuellen Stand des Fachs zu vermitteln. Die Lehrveranstaltungen sollen in jedem Fachgebiet aktuelle Bezüge zur Verwaltungspraxis im Land Brandenburg aufweisen.
	(2) Unbeschadet der Regelung des § 26 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes regelt die Hochschule das Nähere zum Inhalt und Ablauf des fachwissenschaftlichen Studiums unter Beachtung der Bestimmungen dieser Verordnung durch Satzung im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Ministerium. Den kommunalen Spitzenverbänden wird die Möglichkeit zur Stellungnahme gegeben. 
	(1) Die Lehrveranstaltungen an der Hochschule umfassen Studieninhalte aus den Fachgebieten Rechtswissen-schaften, Wirtschaftswissenschaften sowie Sozial- und Verwaltungswissenschaften. 
	(2) Die Studieninhalte aus dem Fachgebiet Rechtswissenschaften umfassen insbesondere folgende Schwerpunkte:
	(3) Die Studieninhalte aus dem Fachgebiet Wirtschaftswissenschaften umfassen insbesondere folgende Schwerpunkte:
	(4) Die Studieninhalte aus dem Fachgebiet Sozial- und Verwaltungswissenschaften umfassen insbesondere fol-gende Schwerpunkte:
	(5) Die Hochschule hat in den Lehrveranstaltungen der in Absatz 1 genannten Fachgebiete in hinreichendem Umfang die Besonderheiten der Kommunalverwaltung zu berücksichtigen, sofern thematische Bezüge zu den in den Absätzen 2 bis 4 genannten Schwerpunkten vorhanden sind. 
	(1) Für das sechste Studienhalbjahr haben die Studierenden fünf Wahlpflichtmodule zu wählen, wobei jeweils mindestens ein Wahlpflichtmodul aus den Fachgebieten Rechtswissenschaften, Wirtschaftswissenschaften sowie Sozial- und Verwaltungswissenschaften auszuwählen ist. Wahlpflichtmodule sollen der Vertiefung bereits vorhan-dener und der Vermittlung neuer Kenntnisse und Fähigkeiten dienen. Die Wahlmöglichkeit kann durch Vorgaben der jeweiligen Einstellungsbehörde beschränkt werden. 
	(1) Die berufspraktischen Studienzeiten sollen berufliche Kenntnisse und Erfahrungen vermitteln. Die Studie-renden sollen während der Praxisphasen die während des fachwissenschaftlichen Studiums erworbenen Kenntnisse vertiefen und insbesondere lernen, diese in der Praxis anzuwenden. Die praktischen Unterweisungen in den Aus-bildungsstellen sollen systematisch und didaktisch effektiv auf die Inhalte des fachwissenschaftlichen Studiums abgestimmt sein.
	(1) Die berufspraktischen Studienzeiten gliedern sich in vier jeweils drei Monate dauernde Praxisabschnitte, die wahlweise in folgenden Bereichen der öffentlichen Verwaltung des Landes Brandenburg absolviert werden können:
	Jeweils mindestens ein Praxisabschnitt ist in der Eingriffs- oder der Leistungsverwaltung und ein weiterer in der Querschnittsverwaltung abzuleisten; diese Praxisabschnitte sollen während des vierten Studienhalbjahrs (Praktikum I und II) absolviert werden. Studierende, die von der Einstellungsbehörde nach § 2 Nummer 1 zur Ausbildung zu-gelassen worden sind, haben die Praxisabschnitte im Sinne des Satzes 1 in verschiedenen Geschäftsbereichen und auf unterschiedlichen Stufen der Landesverwaltung abzuleisten; mindestens ein Praxisabschnitt ist in der Kommunal-verwaltung abzuleisten. 
	(2) Studierende, die von einer der Einstellungsbehörden im Sinne des § 2 Nummer 2 zur Ausbildung zugelassen worden sind, sollen einen Praxisabschnitt im Bereich der Landesverwaltung absolvieren.
	(3) Die Einstellungsbehörde kann zulassen, dass ein Praxisabschnitt in einer bundesdeutschen oder ausländischen Verwaltung, in der Privatwirtschaft oder bei Verbänden absolviert wird. Bei Ableistung eines Praxisabschnitts außerhalb der öffentlichen Verwaltung des Landes Brandenburg muss die in der jeweiligen Ausbildungsstelle stattfindende Ausbildung einen unmittelbaren Bezug zur öffentlichen Verwaltung aufweisen und die Vergleichbarkeit der Leistungsbewertung mit Ausbildungsstellen in der öffentlichen Verwaltung des Landes Brandenburg gegeben sein. Absatz 5 gilt entsprechend. 
	(4) Die Zuweisung zu den Ausbildungsstellen erfolgt auf Antrag der Studierenden durch die Einstellungsbehörde. 
	(5) Die praktischen Unterweisungen in den Ausbildungsstellen erfolgen durch Ausbilderinnen und Ausbilder, die mindestens über einen Bachelor- oder einen gleichwertigen Abschluss sowie eine Ausbildungszertifizierung verfügen müssen. Die Ausbildungszertifizierung nach Satz 1 wird im Rahmen eines Lehrgangs an der Technischen Hochschule Wildau erworben.
	(6) Zur Ergänzung der berufspraktischen Studienzeiten können praxisbegleitende Arbeitsgemeinschaften eingerichtet werden. Sie dienen der Ergänzung der praktischen Unterweisungen in den Ausbildungsstellen.
	(1) Leistungsnachweise sollen die fachliche Qualifikation, die Eigeninitiative sowie die schriftliche und mündliche Ausdrucksfähigkeit darstellen. Die Benotung der Leistungsnachweise soll den Leistungsstand der Studierenden zum Prüfungszeitpunkt zuverlässig und vergleichbar abbilden. 
	(2) Als Formen der Leistungsnachweise kommen insbesondere Klausuren, Hausarbeiten, Aktenvorträge, Referate, Fallbearbeitungen, Projektleistungen, Praxisberichte und mündliche Prüfungen in Betracht. Aus den in § 13 Absatz 1 genannten Fachgebieten sollen mindestens drei Klausuren mit einer Bearbeitungszeit von jeweils mindestens vier Stunden gestellt werden. Mindestens eine dieser Klausuren muss einen rechtswissenschaftlichen Schwerpunkt und die Form einer juristischen Fallbearbeitung aufweisen. Mindestens ein Modul muss mit einer mündlichen Prüfung in einem der in § 13 Absatz 1 genannten Fachgebiete abschließen. 
	sehr gut (1,0) 
	=
	HERVORRAGEND – ausgezeichnete Leistungen und nur wenige un-bedeutende Fehler,
	sehr gut (1,3)
	=
	SEHR GUT – überdurchschnittliche Leistungen, aber einige Fehler,
	gut (1,7 oder 2,0 oder 2,3)
	=
	GUT – insgesamt gute und solide Arbeit, jedoch mit einigen grund-legenden Fehlern,
	befriedigend (2,7 oder 3,0 oder 3,3)
	=
	BEFRIEDIGEND – mittelmäßig, jedoch mit deutlichen Mängeln,
	ausreichend (3,7 oder 4,0)
	=
	AUSREICHEND – die gezeigten Leistungen entsprechen den Mindest-anforderungen und
	nicht ausreichend (5,0)
	=
	NICHT AUSREICHEND – es sind Verbesserungen erforderlich, bevor die Leistungen anerkannt werden können.
	(4) § 12 Absatz 2 gilt für die von den Studierenden zu erbringenden Leistungsnachweise sowie die Bewertungen während des fachwissenschaftlichen Studiums entsprechend. 
	(1) Die Studierenden haben während der berufspraktischen Studienzeiten in den Ausbildungsbehörden viel-schichtige Verwaltungsvorgänge unter Anwendung der in Betracht kommenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie unter Berücksichtigung fachlicher, betriebswirtschaftlicher und politischer Gesichtspunkte bis zur Ent-scheidungsreife zu bearbeiten. 
	(2) Über die Studierenden ist bei Beendigung eines jeden Praxisabschnitts von der jeweiligen Ausbilderin oder dem jeweiligen Ausbilder eine Beurteilung über die Praxisleistung abzugeben. Diese muss erkennen lassen, ob das Ziel des jeweiligen Praxisabschnitts erreicht wurde. Sie ist mit der oder dem Studierenden zu besprechen. Für die Be-notung der Praxisleistung gilt § 17 Absatz 3 entsprechend. Ist zu erwarten, dass die Leistungen in einem Praxis-abschnitt mit „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten sind, soll die oder der Studierende spätestens sechs Wochen vor dem Ende dieser Zeit auf ihren oder seinen Leistungsstand und die sich daraus ergebenden Folgen hingewiesen werden. 
	(3) Zum Abschluss eines jeden Praxisabschnitts haben die Studierenden jeweils einen Leistungsnachweis in Form eines Praxisberichts und einer Praxispräsentation zu erbringen. Für die Benotung dieser Leistungsnachweise gilt § 17 Absatz 3 entsprechend. Die Abnahme und Bewertung der Praxispräsentation erfolgt durch die Technische Hoch-schule Wildau, die Bewertung des Praxisberichts erfolgt durch die ausbildende Person.
	(4) Aus dem Praxisbericht, der Praxispräsentation und der Beurteilung über die Praxisleistung ist eine Gesamtnote für jeden Praxisabschnitt zu bilden. Die Gesamtnote errechnet sich zu jeweils gleichen Teilen aus den Noten der in Satz 1 genannten Teilleistungen.
	(5) § 12 Absatz 2 gilt für die praktischen Arbeiten und Bewertungen während der berufspraktischen Studienzeiten entsprechend. 
	(1) Beamtinnen und Beamte des mittleren allgemeinen Verwaltungsdienstes, die zum Regelaufstieg in die Laufbahn des gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienstes zugelassen worden sind, nehmen gemeinsam mit den Studierenden an der Ausbildung im Sinne des § 1 teil. 
	(2) Sind studienbegleitende Modulprüfungen, die Bachelor-Thesis oder die mündliche Abschlussprüfung endgültig nicht bestanden, endet die Aufstiegsausbildung mit dem Tag der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 
	(3) Nach bestandenem Aufstiegsstudium bleiben die Beamtinnen und Beamten bis zur Verleihung eines Amtes des gehobenen Dienstes in ihrer bisherigen Rechtsstellung. 
	(1) Fachwissenschaftliche und berufspraktische Studienzeiten können um insgesamt sechs Monate gekürzt werden, sofern die Beamtinnen und Beamten während ihrer bisherigen Tätigkeit schon einen Teil der Kenntnisse erworben haben, die für die neue Laufbahn gefordert werden. Kürzungen sind nur zulässig, wenn das Erreichen des Aus-bildungsziels nicht gefährdet erscheint. Die Entscheidung über die Kürzung von Studienzeiten trifft die Laufbahn-ordnungsbehörde. 
	(2) Bei Kürzungen nach Absatz 1 können Abweichungen vom Studien- oder Ausbildungsplan zugelassen werden. Zusammenhängende Teile des fachwissenschaftlichen Studiums und der berufspraktischen Studienzeiten sollen grundsätzlich ungekürzt durchlaufen werden.
	(1) Die Organisation und Durchführung des Prüfungsverfahrens im Studiengang „Öffentliche Verwaltung Brandenburg“ obliegt dem Prüfungsausschuss des Fachbereichs der Technischen Hochschule Wildau, dem der Studiengang angegliedert ist, in Abstimmung mit der Laufbahnordnungsbehörde. Vertreterinnen oder Vertreter der Laufbahnordnungsbehörde haben das Recht, an Sitzungen des Prüfungsausschusses, die den Studiengang „Öffentliche Verwaltung Brandenburg“ betreffen, teilzunehmen; sie haben Rede- und Antragsrecht und sind über den Studiengang betreffende Beschlüsse des Prüfungsausschusses unverzüglich zu informieren. Erachten die Vertreterinnen oder Vertreter der Laufbahnordnungsbehörde Beschlüsse des Prüfungsausschusses, die den Studiengang „Öffentliche Verwaltung Brandenburg“ betreffen, für rechtswidrig, können sie diese beanstanden; die Beanstandung hat auf-schiebende Wirkung.
	(2) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüferinnen und Prüfer. Zur Prüferin oder zum Prüfer kann bestellt werden, wer das betreffende Modul oder das Prüfungsfach hauptberuflich an der Hochschule lehrt oder mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt. Professorinnen und Professoren können für alle Prüfungen ihres Fachgebiets zu Prüfenden bestellt werden. Akademische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Lehrbeauftragte können für den in ihren Lehrveranstaltungen dargebotenen Prüfungsstoff zu Prüfenden bestellt werden. Zu Prüfenden können auch Personen anderer Fachbereiche der Technischen Hochschule Wildau oder einer anderen Hochschule sowie fachlich geeignete Bedienstete der Landesverwaltung bestellt werden, sofern sie min-destens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen.
	(3) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind zur Verschwiegenheit über alle Angelegenheiten des Prüfungs-verfahrens verpflichtet. 
	(1) Der Prüfungsausschuss setzt Prüfungskommissionen ein, die die mündliche Abschlussprüfung im Sinne des § 24 abnehmen. 
	(2) Den Vorsitz der Kommission führt jeweils ein vom Prüfungsausschuss bestelltes Mitglied aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren des Fachbereichs der Technischen Hochschule Wildau, dem der Studiengang „Öffentliche Verwaltung Brandenburg“ angegliedert ist. 
	2. einer weiteren Prüferin oder einem weiteren Prüfer des Fachbereichs der Technischen Hochschule Wildau, dem der Studiengang angegliedert ist, und 
	3. einer Beamtin oder einem Beamten mit mindestens der Befähigung für die Laufbahn des gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienstes oder einer oder einem Tarifbeschäftigten mit entsprechender Qualifikation. 
	Den Vorsitz führt eine Hochschullehrerin oder ein Hochschullehrer. Eine Prüferin oder ein Prüfer soll Betreuerin oder Betreuer der Bachelor-Thesis sein.
	(4) Die Prüfer einigen sich auf eine Note für jeden Prüfungsabschnitt. Können sich die Prüfer ausnahmsweise nicht einigen, wird das arithmetische Mittel gebildet.
	(5) Die Mitglieder der Prüfungskommission sind bei der Beurteilung von Prüfungsleistungen den allgemein gül-tigen Bewertungsmaßstäben unterworfen; sie sind nicht an Weisungen gebunden. Sie sind zur Verschwiegenheit über alle mit der Prüfung zusammenhängenden Vorgänge und Beratungen verpflichtet. 
	(1) Die Studierenden haben am Ende des Studiums eine schriftliche Prüfungsarbeit (Bachelor-Thesis) zu erstellen, mit der sie ihre Befähigung nachweisen, in einer vorgegebenen Frist eine für die Studienziele relevante Problem-stellung unter enger Verknüpfung der theoretisch und praktisch erworbenen Kenntnisse mit wissenschaftlichen Methoden selbstständig zu bearbeiten. Das Thema der Arbeit wird von der oder dem vom Prüfungsausschuss bestimmten Erstprüfenden festgelegt. Die oder der Studierende hat die Möglichkeit, ein Thema ihrer oder seiner Wahl vorzuschlagen. Es soll einen unmittelbaren Bezug zu den von der oder dem Studierenden abgeleisteten berufsprak-tischen Studienzeiten aufweisen. 
	(2) Mit der Bachelor-Thesis haben die Studierenden eine schriftliche Erklärung darüber abzugeben, dass die Bachelor-Thesis selbstständig verfasst wurde, nur die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt und alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kenntlich gemacht wurden und die Bachelor-Thesis in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegt worden ist. Für die Bachelor-Thesis ist die Note „nicht ausreichend“ (5,0) zu erteilen, wenn die oder der Studierende eine falsche schriftliche Erklärung abgegeben hat. 
	(3) Die Bearbeitungszeit für die Bachelor-Thesis beträgt neun Wochen. 
	1. einer mündlichen Prüfung mit Bezug zur Bachelor-Thesis,
	2. einer mündlichen Prüfung mit Bezug zu einem gewählten theoretischen Wahlpflichtmodul und 
	3. einer mündlichen Prüfung mit Bezug zu den berufspraktischen Studienzeiten der oder des Studierenden. 
	(2) Zur mündlichen Abschlussprüfung wird zugelassen, wer die Modulprüfungen an der Hochschule, die berufspraktischen Studienzeiten und die Bachelor-Thesis mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bestanden hat. 
	(3) Die Dauer der Prüfung soll für jede Studierende und jeden Studierenden insgesamt 60 Minuten betragen. 
	(4) Die Prüfung wird im Regelfall als Einzelprüfung durchgeführt. Die mündliche Prüfung mit Bezug zur Bachelor-Thesis soll die Hälfte der Prüfungszeit dauern. Die zweite Hälfte der Prüfungszeit soll sich in etwa gleichen Zeitanteilen auf die Prüfungsbereiche nach Absatz 1 Nummer 2 und 3 verteilen. 
	(5) Die mündliche Abschlussprüfung ist bestanden, wenn in den Bestandteilen nach Absatz 1 jeweils mindestens die Note „ausreichend“ (4,0) erreicht wurde. Für die Berechnung der Note für die mündliche Abschlussprüfung gilt folgende Gewichtung: 
	1. mündliche Prüfung mit Bezug zur Bachelor-Thesis: 50 Prozent,
	2. mündliche Prüfung mit Bezug zum gewählten theoretischen Wahlpflichtmodul: 25 Prozent und 
	3. mündliche Prüfung mit Bezug zu den berufspraktischen Studienzeiten: 25 Prozent. 
	(1) Die Laufbahnprüfung besteht aus sämtlichen Modulprüfungen, der Bachelor-Thesis und der mündlichen Abschlussprüfung nach § 24. 
	(2) Die Laufbahnprüfung ist bestanden, wenn alle nach Absatz 1 vorgeschriebenen Prüfungsteile mit mindestens der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden. 
	(3) Mit dem Bestehen der Laufbahnprüfung wird kein Rechtsanspruch auf Übernahme in den öffentlichen Dienst erworben.
	Im Anschluss an die mündliche Abschlussprüfung nach § 24 ist die Gesamtnote vom Prüfungsausschuss festzu-stellen. Sie wird gebildet
	1. zu 50 Prozent aus der Teilgesamtnote der fachwissenschaftlichen Module,
	2. zu 25 Prozent aus der Teilgesamtnote der berufspraktischen Module,
	3. zu 15 Prozent aus der Note des schriftlichen Teils der Bachelor-Thesis und
	4. zu 10 Prozent aus der Note der mündlichen Abschlussprüfung.
	Die Teilgesamtnoten der fachwissenschaftlichen und der berufspraktischen Module errechnen sich als gewogenes arithmetisches Mittel der Noten für die zugehörigen Module, wobei die zugeordneten Leistungspunkte die Gewichte darstellen. Bei den Teilgesamtnoten und bei der Gesamtnote wird eine zweite Dezimalstelle nicht berücksichtigt. 
	(1) Eine mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertete Modulprüfung, Teilprüfung einer Modulprüfung, Bachelor-Thesis oder mündliche Abschlussprüfung darf innerhalb einer vom Prüfungsausschuss festzusetzenden Frist einmal wiederholt werden. Das Nähere regelt die Hochschule. Das Studium verlängert sich um die Dauer der Wiederholungs-prüfung, längstens um sechs Monate. 
	(2) Die Laufbahnordnungsbehörde kann in begründeten Ausnahmefällen eine zweite Wiederholung der in Absatz 1 Satz 1 genannten Prüfungen zulassen, wenn ihre Versagung eine unbillige Härte darstellen würde. Der Zulassungs-antrag ist bei der Einstellungsbehörde zu stellen, die den Antrag der Laufbahnordnungsbehörde zuzuleiten hat; die Einstellungsbehörde kann zu dem Antrag der oder des zu Prüfenden schriftlich Stellung nehmen. 
	(1) Schwerbehinderten und gleichgestellten behinderten Studierenden im Sinne von § 2 Absatz 2 und 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch – Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen – (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2001, BGBl. I S. 1046, 1047), das zuletzt durch Artikel 452 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, sind bei den Prüfungen auf Antrag die ihrer Be-hinderung angemessenen Erleichterungen zu gewähren. Die fachlichen Anforderungen dürfen nicht herabgesetzt werden. 
	(2) Studierenden, die vorübergehend erheblich körperlich beeinträchtigt sind, können bei Modulprüfungen auf Antrag angemessene Erleichterungen gewährt werden. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
	(3) Anträge auf Prüfungserleichterungen sind spätestens einen Monat vor Beginn der Modulprüfung bei dem Prüfungsausschuss einzureichen. Liegen die Voraussetzungen für die Gewährung einer Prüfungserleichterung erst zu einem späteren Zeitpunkt vor, ist der Antrag unverzüglich zu stellen. Der Nachweis der Prüfungsbehinderung ist durch ein ärztliches Zeugnis zu führen, das Angaben über Art und Form der notwendigen Prüfungserleichterungen enthalten muss. Der Prüfungsausschuss kann bestimmen, dass ein amtsärztliches Zeugnis beizubringen ist.
	(1) Bleibt eine Studierende oder ein Studierender einer Modulprüfung oder Teilen derselben ohne Zustimmung des Prüfungsausschusses fern oder tritt sie oder er ohne Zustimmung des Prüfungsausschusses von der Prüfung oder einem Teil von ihr zurück, wird die Prüfung oder der betreffende Teil mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) be-wertet. 
	(2) Stimmt der Prüfungsausschuss dem Fernbleiben oder dem Rücktritt zu, gilt die Prüfung oder der betreffende Teil als nicht durchgeführt. Die Zustimmung darf nur erteilt werden, wenn wichtige Gründe vorliegen, insbesondere, wenn die oder der Studierende aufgrund von Krankheit an der Prüfung oder einem Prüfungsteil nicht teilnehmen kann. Die oder der Studierende hat das Vorliegen eines wichtigen Grundes unverzüglich gegenüber der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses geltend zu machen und nachzuweisen. Im Krankheitsfall ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen, aus dem sich die Prüfungsunfähigkeit ergibt und das in der Regel nicht später als am Prüfungstag ausgestellt sein darf. Der Prüfungsausschuss kann bestimmen, dass ein amtsärztliches Zeugnis beizubringen ist. Der Krankheit einer oder eines Studierenden steht die Krankheit eines von ihr oder ihm zu versorgenden Kindes oder die Pflege einer oder eines nahen Angehörigen in einer kurzfristig auftretenden Pflegesituation gleich. In offensicht-lichen Fällen kann auf die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses verzichtet werden.
	(3) Haben sich Studierende in Kenntnis einer gesundheitlichen Beeinträchtigung oder eines anderen Rücktrittsgrundes einer Modulprüfung unterzogen, kann ein nachträglicher Rücktritt von der bezeichneten Modulprüfung wegen dieses Grundes nicht mehr genehmigt werden.
	(4) Für Studierende, die mit Zustimmung des Prüfungsausschusses einer Modulprüfung oder Teilen derselben ferngeblieben oder davon zurückgetreten sind, bestimmt der Prüfungsausschuss eine Nachprüfung. Bereits abgelegte Teile der Modulprüfung werden bei der Nachprüfung angerechnet. Eine nicht oder nicht vollständig abgelegte mündliche Prüfung ist in vollem Umfang nachzuholen. 
	(5) Die Bearbeitungszeit für die Bachelor-Thesis verlängert sich auf Antrag um Zeiten, in denen die oder der Studierende aus Gründen, die sie oder er nicht zu vertreten hat, an der Bearbeitung der Bachelor-Thesis gehindert war. Der Nachweis über die Gründe der Verhinderung ist unverzüglich dem Prüfungsausschuss vorzulegen. Im Krankheitsfall ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen, aus dem sich die Dienstunfähigkeit der oder des Studierenden und die voraussichtliche Dauer ihrer oder seiner Erkrankung ergeben. Der Prüfungsausschuss kann bestimmen, dass ein amtsärztliches Zeugnis beizubringen ist. Absatz 2 Satz 6 gilt entsprechend. 
	(1) Unternimmt es eine Studierende oder ein Studierender, das Ergebnis einer Modulprüfung durch Täuschung, Mitführung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, unzulässige Hilfe Dritter oder durch Einwirkung auf den Prüfungsausschuss oder auf von diesem mit der Wahrnehmung von Prüfungsangelegenheiten beauftragte Personen zu beeinflussen, wird die betroffene Modulprüfung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet; Entsprechendes gilt, wenn sie oder er den ordnungsgemäßen Verlauf einer Modulprüfung stört. In besonders schweren Fällen können Studie-rende von der weiteren Teilnahme am Studium ausgeschlossen werden. Für die Bachelor-Thesis und die mündliche Abschlussprüfung gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend. 
	(2) Entscheidungen nach Absatz 1 trifft der Prüfungsausschuss; die oder der Studierende ist vorher anzuhören. Bis zur Entscheidung des Prüfungsausschusses setzt die oder der Studierende die Modulprüfung fort, es sei denn, dass nach der Entscheidung der oder des Aufsichtführenden ein vorläufiger Ausschluss zur ordnungsgemäßen Weiter-führung der Modulprüfung unerlässlich ist. 
	(3) Wird nachträglich erkannt, dass eine der Voraussetzungen nach Absatz 1 vorlag, kann der Prüfungsausschuss eine bestandene Modulprüfung oder die Bachelor-Prüfung für nicht bestanden erklären. Das unrichtige Bachelor-Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls neu auszustellen. Entscheidungen des Prüfungsausschusses nach den Sätzen 1 und 2 sind ausgeschlossen, wenn seit der Aushändigung des Zeugnisses mehr als fünf Jahre vergangen sind. 
	Die Ausbildungsakten werden bei der Einstellungsbehörde geführt. Die Prüfungsakten werden bei der Hochschule geführt.
	Schlussbestimmung
	Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für Laufbahnen des gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdienstes im Land Brandenburg vom 2. Januar 1996 (GVBl. II S. 22), die zuletzt durch Artikel 34 des Gesetzes vom 23. September 2008 (GVBl. I S. 202, 210) geändert worden ist, außer Kraft. 
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